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Christopher Daase

Wandel der 
Sicher heits kultur

Sicherheit ist der zentrale Wertbegriff unse-
rer Gesellschaft. Das war nicht immer so. 

Noch vor wenigen Jahren konkurrierten die 
Begriffe „Sicherheit“ 
und „Frieden“ um den 
Vorrang in Strategie-
debatten und Partei-
programmen. Heu-
te ist „Sicherheit“ der 
Goldstandard nationa-
ler und internationaler 
Politik, und vom Frie-
den wird fast nur noch 
in politischen Sonn-
tagsreden gesprochen. 
Darin zeigt sich eine 
veränderte Wahrneh-
mung politischer Pro-
bleme und das, was 
man den Wandel der 

Sicherheitskultur nennen kann. Unter „Si-
cherheitskultur“ soll die Summe der Über-
zeugungen, Werte und Praktiken von Insti-
tutionen und Individuen verstanden werden, 
die darüber entscheiden, was als eine Gefahr 
anzusehen ist und wie und mit welchen Mit-
teln dieser Gefahr begegnet werden soll. Die-
ses Verständnis verbindet zwei Forschungs-
stränge, nämlich technikwissenschaftliche 
Ansätze zu safety culture und politikwissen-
schaftliche Ansätze zu strategic culture. 

Ursprünglich geht der Begriff der Sicher-
heitskultur auf eine Expertengruppe zu-
rück, die im Auftrag der Internationalen 
Atomenergiebehörde (IAEA) 1986 den Re-
aktorunfall von Tschernobyl untersuchte. 
Im Anschluss daran werden in der techni-
schen Sicherheitsforschung die institutionel-
len Grundlagen des Sicherheitsmanagements 
und das Sicherheitsbewusstsein der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter einer Organisa-
tion als „Sicherheitskultur“ bezeichnet. ❙1 In 
der politikwissenschaftlichen Sicherheitsfor-
schung hat sich demgegenüber der Begriff der 
„strategischen Kultur“ etabliert, um die poli-
tischen Überzeugungen, Ansichten und Ver-
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haltensmuster nationaler Eliten im Hinblick 
auf militärische Sicherheitsbelange zu erfas-
sen. ❙2 Führt man diese Verständnisse unter 
konstruktivistischer Perspektive zusammen 
– das heißt einer Perspektive, die kulturelle 
und normative Aspekte internationaler Poli-
tik ernst nimmt ❙3 – kann man von Sicherheits-
kultur als den Überzeugungen, Werten und 
Praktiken sprechen, die das Sicherheits- und 
Unsicherheitsempfinden von Staaten, Gesell-
schaften und Individuen bestimmen und die 
Sicherheitspolitik prägen.

Diese Sicherheitskultur, so das zentrale Ar-
gument dieses Beitrags, wandelt sich und stellt 
die Sicherheitspolitik zunehmend vor Aufga-
ben, die kaum noch zu erfüllen sind. Es be-
steht gegenwärtig ein Widerspruch zwischen 
dem gesellschaftlichen Sicherheitsbedürfnis 
und der Fähigkeit staatlicher und internatio-
naler Akteure, dieses Bedürfnis zu befriedi-
gen. Dabei ist nicht so sehr die absichtsvol-
le Dramatisierung von politischen Problemen 
von Seiten politischer Entscheidungsträger, 
das häufig als die „Versicherheitlichung“ (se-
curitization) bezeichnet wird, ❙4 die treibende 
Kraft, sondern das Zusammenspiel zwischen 
den stetig wachsenden Sicherheitsbedürfnis-
sen liberaler Gesellschaften und den bereit-
willig gegebenen Sicherheitsversprechen der 
Staaten. Die Pointe ist, dass der Staat gleich-
sam zum Opfer seines eigenen Erfolgs wird. 
Denn in dem Maße, in dem der Staat für ele-
mentare Sicherheit sorgt, entwickelt die Ge-
sellschaft weitergehende Sicherheitsbedürf-
nisse. Obwohl der Staat immer weniger in 
der Lage ist, diese Bedürfnisse zu befriedi-
gen, kann er sie nicht zurückweisen, ohne 
seine Legitimationsgrundlage – die Gewähr-
leistung von Sicherheit – zu unterminieren. 
Schon Wilhelm von Humboldt hat auf die-
sen latenten Widerspruch hingewiesen, als er 
1792 schrieb: „Diejenigen, deren Sicherheit 
erhalten werden muss, sind auf der einen Sei-
te alle Bürger in völliger Gleichheit, auf der 

1 ❙ 	Vgl. Thorsten Büttner/Babette Fahlbruch/Bern-
hard Wilpert, Sicherheitskultur. Konzepte und Ana-
lysemethoden, Kröning 2007.
2 ❙ 	Vgl. Jack Snyder, The Soviet Strategic Culture: 

Implementation for Nuclear Options, Santa Monica 
1973.
3 ❙ 	Vgl. Peter Katzenstein (ed.), The Culture of Nati-

onal Security: Norms and Identity in World Politics, 
New York 1996.
4 ❙ 	Vgl. Barry Buzan/Ole Weaver/Jaap de Wilde, Secu-

rity. A New Framework for Analysis, Boulder 1998.

mailto:daase@normativeorders.net
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Abbildung: Die vier Dimensionen des erweiterten 
Sicherheitsbegriffs

Quelle: Eigene Darstellung.

anderen der Staat selbst.“ ❙5 Die These dieses 
Beitrags ist, dass unter den Bedingungen von 
Globalisierung und Denationalisierung die-
ser Widerspruch manifest wird und sich ge-
genwärtig dramatisch verschärft.

Der Wandel der Sicherheitskultur lässt sich 
anhand der graduellen Erweiterung des Si-
cherheitsbegriffs in den vergangenen fünfzig 
Jahren darstellen. Dabei lassen sich vier Di-
mensionen unterscheiden. Die erste Dimensi-
on betrifft das Referenzobjekt, also die Frage, 
wessen Sicherheit gewährleistet werden soll. 
Die zweite Dimension ist die Sachdimension, 
also die Frage, in welchem Problembereich der 
Politik Sicherheitsgefahren festgestellt wer-
den. Die dritte Dimension betrifft die Raum-
dimension, mithin die Frage, für welches geo-
grafische Gebiet Sicherheit angestrebt wird. 
Die vierte Dimension betrifft schließlich die 
Gefahrendimension, also die Frage, wie das 
Problem konzeptualisiert wird, auf das Si-
cherheitspolitik antworten soll (Abbildung).

Von der nationalen  
zur menschlichen Sicherheit

Zunächst stellt sich die Frage, auf wen sich Si-
cherheitspolitik – sei es die eines Staates oder 
einer internationaler Organisation – eigent-
lich bezieht, oder besser: Wessen Sicherheit 
soll gewährleistet werden? Historisch ist der 

5 ❙ 	Wilhelm von Humboldt, Ideen zu einem Versuch, 
die Grenzen der Wirksamkeit des Staates zu bestim-
men [1792], Stuttgart 1967, S. 118.

Sicherheitsbegriff eng mit der Konsolidie-
rung des Staates als Akteur der internationa-
len Politik verbunden. In der frühen Neuzeit 
etablierte sich der Nationalstaat als Garantie
macht für die Sicherheit seiner Untertanen. 
Ohne eine weltpolitische Zentralmacht blieb 
die Sicherheit des Staates allerdings prekär. 
Sicherheit bedeutet deshalb in der Lesart des 
politischen Realismus der 1950er und 1960er 
Jahre vor allem die Sicherheit des Staates und 
die Verteidigung seiner Souveränität gegen-
über anderen Staaten. ❙6

Diese Vorstellung blieb jedoch nicht unwi-
dersprochen. Liberale Theoretiker wie John 
Locke betonten, dass der Staat vor allem ein 
Instrument sei, um die Sicherheit seiner Bür-
ger zu gewährleisten und das eigentliche Refe-
renzobjekt folglich die Gesellschaft sein müs-
se. Gesellschaftliche Sicherheit (social security), 
wie liberale Theoretiker seit den frühen 1970er 
Jahren sie im Anschluss an Locke konzipiert 
haben, zielt demnach auf eine Situation, in der 
ein Kollektiv von Bürgerinnen und Bürgern 
in Frieden und Freiheit leben und Produkti-
vität und Wohlstand entwickeln kann. ❙7 Einen 
Schritt weiter geht das Konzept der „menschli-
chen Sicherheit“ (human security), das seit den 
1990er Jahren diskutiert wird. Hier ist nicht 
der Staat oder die Gesellschaft als Kollektiv 
das Referenzobjekt, sondern das menschliche 
Individuum. Berufen kann sich diese Konzep-
tion der Sicherheit auf Immanuel Kant und ei-
nen Kosmopolitismus, der dem Individuum 
unbedingten Vorrang vor dem Kollektiv ein-
räumt. Menschliche Sicherheit bedeutet des-
halb nicht nur den Schutz der Menschen vor 
Krieg und Gewalt, sondern auch die Gewähr-
leistung derjenigen Funktionen, die ein indi-
viduelles Leben in Freiheit und Würde ermög-
lichen. Mit diesem Perspektivwechsel geraten 
neue Gefahren für die Sicherheit in den Blick: 
Kriminalität, soziale Not, Krankheit, Armut, 
Arbeitslosigkeit, Migration, illegaler Drogen- 
und Waffenhandel und vieles mehr. 

Trotz der erkennbar „guten Absicht“, Si-
cherheitspolitik stärker in den Dienst mensch-
licher Bedürfnisse zu stellen, ist diese Erwei-
terung vielfach kritisiert worden. Der Begriff 

6 ❙ 	Vgl. Hans J. Morgenthau, In Defense of the Natio-
nal Interest, New York 1952.
7 ❙ 	Vgl. Ole Weaver, Societal Security: The Concept, 

in: ders. et al. (eds.), Identity, Migration and the New 
Security Agenda in Europe, London 1993, S. 17–40.
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„menschliche Sicherheit“ sei so vage, dass er 
kaum praktikabel sei und Entscheidungsträ-
gern, die zwischen konkurrierenden politi-
schen Zielen wählen müssten, keine Hilfestel-
lung böte. ❙8 Dass dieser Begriff trotzdem eine 
beispiellose Karriere insbesondere in den Ver-
einten Nationen (VN) gemacht hat und sich 
Länder wie Kanada, Norwegen und Japan der 
Verbreitung dieses Konzepts verschrieben ha-
ben, zeigt, dass es vor allem darum geht, ge-
wandelten gesellschaftlichen Wertvorstellun-
gen auch politischen Ausdruck zu verleihen. 
Die Konsequenz ist eine diffuse Forderung, 
nicht nur den zwischenstaatlichen Frieden zu 
erhalten, sondern darüber hinaus die Men-
schen vor den Folgen von Kriegen, Bürger-
kriegen, Terroranschlägen und zerfallender 
Staatlichkeit, vor Naturkatastrophen, Hun-
gersnöten und Krankheiten, vor den Fol-
gen der Umweltzerstörung und Ressourcen-
knappheit zu schützen. Die Erweiterung der 
Referenzdimension führt also zu einer drama-
tischen Vermehrung der Adressaten von Si-
cherheitspolitik und einer umfassenden Für-
sorgepflicht und Schutzverantwortung des 
Staates und internationaler Organisationen.

In welchem Maße sich diese Verantwortung 
in konkreten, rechtsverbindlichen Ansprü-
chen von Individuen völkerrechtlich nieder-
schlagen wird, hängt von der Bereitschaft der 
sicherheitspolitischen Akteure ab, ihrer Rhe-
torik Taten folgen zu lassen. Allerdings hat das 
Völkerrecht in großen Teilen immer schon ap-
pellativen Charakter gehabt und gemeinsame 
Ziele und Werte mehr beschworen als durchge-
setzt. ❙9 Dennoch könnten die immer größeren 
politischen Versprechen menschlicher Sicher-
heit und die Deklaration umfassenderer indi-
vidueller Schutzrechte im Völkerrecht dazu 
führen, dass die Diskrepanz zwischen An-
spruch und Wirklichkeit zu einer Legitimati-
onskrise des internationalen Rechts wächst.

Von der militärischen  
zur ökologischen Sicherheit

Die Ausdehnung des Sicherheitsverständnis-
ses vom Staat über die Gesellschaft auf das 

8 ❙ 	Vgl. Roland Paris, Human Security: Paradigm Shift 
or Hot Air, in: International Security, 26 (2001)  2, 
S. 87–102.
9 ❙ 	Vgl. Martti Koskenniemi, What Is International 

Law For?, in: Malcom D. Evans (ed.), International 
Law, Oxford 2006, S. 57–82.

Individuum hat auch Auswirkungen auf die 
Politikbereiche, in denen Gefahren identi-
fiziert und Sicherheit gewährleistet werden 
soll. Traditionell sind Sicherheitsprobleme 
als militärische wahrgenommen worden. Der 
Grund dafür ist, dass für den Staat lange Zeit 
die größte Gefahr ein militärischer Angriff 
und der Verlust politischer Selbstbestimmung 
war. Deshalb bedeutet nationale Sicherheit 
zunächst Schutz vor militärischen Bedrohun-
gen. Dieser Gedanke setzte sich nicht zufäl-
lig mit dem Politischen Realismus zu Beginn 
des Kalten Kriegs durch, als es galt, die Kon-
sequenzen aus dem Scheitern idealistischer 
Projekte wie dem Völkerbund und der Be-
schwichtigungspolitik gegenüber dem „Drit-
ten Reich“ zu ziehen. Angesichts des Sicher-
heitsdilemmas und struktureller Anarchie, so 
das realistische Credo, sei Machtpolitik das 
einzig wirksame Mittel und das höchste poli-
tische Gut militärische Sicherheit. ❙10

Diese Position wurde erst erschüttert, als 
– vor dem Hintergrund politischer Entspan-
nung – in den 1970er Jahren neue Probleme 
wahrgenommen wurden. Die Ölkrisen der 
Jahre 1973 und 1979 machten den Menschen 
klar, dass ihr Wohlergehen nicht nur von mi-
litärischen Bedrohungen, sondern auch durch 
wirtschaftliche Verwundbarkeit gefährdet 
war. Der Sicherheitsbegriff wurde folglich 
erweitert und umfasste fortan auch den Zu-
gang zu Öl oder anderen „strategischen Res-
sourcen“. ❙11

Eine weitere Ausdehnung erfuhr der Si-
cherheitsbegriff durch die Einbeziehung 
ökologischer Aspekte. 1987 betonte der 
„Brundtland-Report“, dass die Zerstörung 
der Umwelt dazu führe, „die Sicherheit im 
globalen Maßstab zu bedrohen“. ❙12 Seither 
werden unter dem Begriff „ökologische Si-
cherheit“ (environmental security) Umwelt-
probleme als Sicherheitsprobleme diskutiert, 

auch wenn die empirischen Belege für einen 
direkten Zusammenhang zwischen Umwelt-
zerstörung und Gewaltkonflikten umstrit-

10 ❙ 	Vgl. Kenneth Waltz, Theory of International Poli-
tics, New York 1979, S. 126.
11 ❙ 	Vgl. Joseph S. Nye, Energy Security Strategy, in: 

Samuel P. Huntington (ed.), The Strategic Imperative, 
Cambridge 1982, S. 301–329.
12 ❙ 	World Commission on Environment and De-

velopment, Our Common Future, S.  19, online: 
http://worldinbalance.net/pdf/1987-brundtland.pdf 
(22. 11. 2010).

http://worldinbalance.net/pdf/1987-brundtland.pdf
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ten sind. ❙13 Wieder schien es vor allem um die 
Symbolik zu gehen, um der Dringlichkeit der 
Umweltproblematik politischen Nachdruck 
zu verleihen. 

Die jüngste Erweiterung erfuhr der Sicher-
heitsbegriffs jedoch nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts durch die Forderung nach 
„humanitärer Sicherheit“ (humanitarian se-
curity). Damit war nach der Militär-, Wirt-
schafts- und Umweltpolitik der letzte große 
Politikbereich – nämlich die Menschenrechts-
politik – in den Bannkreis des Sicherheitsbe-
griffs gezogen. Humanitäre Sicherheit bezieht 
sich nicht nur auf die Sicherung von Schutz-
zonen und Katastrophenhilfe in Krisenregio-
nen, sondern auch auf die Gewährleistung ele-
mentarer Menschenrechte im Rahmen einer 
allgemeinen Schutzverantwortung (responsi-
bility to protect) der internationalen Gemein-
schaft. Dabei macht die Nähe zum Konzept 
der „humanitären Intervention“ deutlich, wie 
leicht durch die begriffliche Verbindung von 
Menschenrechten und Sicherheit zumindest 
die Möglichkeit eröffnet wird, auch militä-
risch humanitär zu handeln oder sogar, wie 
es während des Irakkriegs hieß, „humanitäre 
Kriege“ zu führen. ❙14

Die häufig geäußerte Befürchtung, dass 
mit der Erweiterung der Sachdimension 
zwar nicht-militärische Gefahren in das po-
litische Bewusstsein gehoben werden könn-
ten, aber die Möglichkeit bestehe, dass diese 
vom traditionellen Sicherheitsdenken gleich-
sam „kontaminiert“ und in eine militärische 
Logik integriert würden, ist nicht ganz von 
der Hand zu weisen. Allerdings hat eine all-
gemeine „Militarisierung der Außenpoli-
tik“ bislang nicht stattgefunden. Tendenzi-
ell führt aber die Unterordnung von bislang 
getrennten Politikbereichen unter den Be-
griff „Sicherheit“ zur Aufhebung traditionel-
ler Unterscheidungen zwischen innerer und 
äußerer Sicherheit sowie zwischen militäri-
schen und zivilen Sphären der Politik. Das 
wiederum hat Auswirkungen sowohl auf die 
institutionelle wie operative Umsetzung von 
Sicherheitspolitik (innenpolitisch wie außen-
politisch). Die immer wieder aufflammende 

13 ❙ 	Vgl. Niels Petter Gleditsch, Armed Conflict and 
The Environment: A Critique of the Literature, in: 
Journal of Peace Research, 35 (1998), S. 381–400.
14 ❙ 	Vgl. Susan L. Woodward, Humanitarian War: A 

New Consensus?, in: Disasters, 25 (2001) 4, S. 331–344.

Diskussion darüber, ob angesichts drohen-
der Terrorgefahren die Bundeswehr auch im 
Inneren der Bundesrepublik eingesetzt wer-
den dürfe, wird durch die Entdifferenzierung 
des Sicherheitsbegriffs begünstigt. Zwar liegt 
die Hilfe von Bundeswehrsoldaten zum Bei-
spiel bei Überschwemmungen wie im April 
2006 an der Elbe nahe und erfreut sich großer 
Beliebtheit. Aber der Einsatz des Militärs bei 
Großdemonstrationen oder zum Schutz sen-
sibler ziviler Infrastruktur wirft verfassungs-
rechtliche Fragen auf und würde eine Ände-
rung des Grundgesetzes erfordern.

Auch in der operativen Umsetzung wie etwa 
in Friedenseinsätzen führt die Vermischung 
ziviler und militärischer Komponenten zu 
Schwierigkeiten. Die Übernahme von poli-
zeilichen Aufgaben durch militärische Ein-
heiten der KFOR in Kosovo oder von ISAF in 
Afghanistan unterminiert die Bemühungen, 
im Rahmen der Sicherheitssektorreform die 
Trennung von Polizei und Militär sowie ihre 
politische Kontrolle in diesen Ländern verfas-
sungsrechtlich zu verankern. Zudem wider-
spricht es den expliziten Forderungen der so 
genannten Brahimi-Kommission, die im Jah-
re 2000 eine klarere Trennung von zivilen und 
militärischen Aspekten bei internationalen 
Friedenseinsätzen gefordert hatte. ❙15 

Von der territorialen  
zur globalen Sicherheit

Eine dritte Erweiterung des Sicherheitsbe-
griffs betrifft das geografische Gebiet, für das 
Sicherheit gewährleistet werden soll, also die 
Raumdimension. Traditionell bezieht sich Si-
cherheit auf das nationale Territorium eines 
Staates. Vertreter des Politischen Realismus 
betonen, es sei unsinnig nach Sicherheit jen-
seits des Nationalstaates zu streben, weil es 
keine Möglichkeit gäbe, globale Probleme 
auch global zu lösen. ❙16 In ihrem Verständ-
nis bezieht sich Sicherheit deshalb vor allem 
auf das eigene Staatsgebiet. Diese Beschrän-
kung wird allerdings schon dann problema-
tisch, wenn sich mehrere Staaten zusammen-
tun, um ihre Sicherheit gemeinsam in einem 

15 ❙ 	Vgl. Cornelius Friesendorf, Gefährliche Gemen-
gelage: Polizei, Militär und Probleme der Sicherheits-
sektorreform in Afghanistan, HSFK-Standpunkt, 
Nr. 4/2009, Frankfurt/M. 2009.
16 ❙ 	Vgl. K. Waltz (Anm. 10), S. 44. 
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Bündnis zu gewährleisten. Als die NATO 
1949 gegründet wurde, entstand eine Sicher-
heitsgemeinschaft, der es nicht nur um terri-
toriale Verteidigung, sondern um die regio-
nale Sicherheit des euro-atlantischen Raumes 
ging – intern und gegenüber einer äußeren Be-
drohung. Der Begriff „internationale Sicher-
heit“ geht über diese Begrenzung hinaus und 
bezieht sich auf zwischenstaatliche Koopera-
tionsanstrengungen mit dem Ziel internatio-
naler Stabilität. Er setzt sich von realistischen 
Annahmen insofern ab, als er die Möglich-
keit der Kooperation konkurrierender Staa-
ten auch ohne die Existenz eines übergeord-
neten Rahmens annimmt, der die Staaten zur 
Einhaltung ihrer Kooperationsversprechen 
zwingen würde. ❙17 Es geht also nicht länger 
um die Maximierung der nationalen Sicher-
heit, sondern um die Herstellung eines inter-
nationalen Umfeldes, in dem alle Staaten ein 
vernünftiges Maß an Sicherheit genießen.

Der Begriff der „globalen Sicherheit“ geht 
auch hier noch einen Schritt weiter. Er be-
zieht sich nicht länger auf das Staatensys-
tem und die Möglichkeit einer internationa-
len Staatengesellschaft (international society), 
sondern auf die Menschheit als Ganzes und 
die Aussicht auf eine globale Weltgesellschaft 
(world society) freier Individuen. Insofern ist 
er eng mit den Begriffen der menschlichen 
und humanitären Sicherheit verknüpft und 
unterstreicht, dass das Recht auf menschen-
würdige Lebensverhältnisse nicht nur für die 
Menschen in unserer Nähe, sondern prinzipi-
ell für alle Menschen auf der Welt gilt.

Wenn man das Konzept der globalen Si-
cherheit ernst nimmt, dann stellt sich die 
Frage, wer für ihre Gewährleistung verant-
wortlich ist. Nationale Sicherheit wird vom 
Nationalstaat garantiert; für regionale Sicher-
heit zeichnen Regionalorganisationen verant-
wortlich (seien es Unterorganisationen der 
VN im Sinne von Kapitel VIII der VN-Char-
ta, Regionalorganisationen wie die Afrikani-
sche Union (AU), Allianzen zur kollektiven 
Verteidigung wie die NATO oder regionale 
Dialogforen wie die ASEAN); internationa-
le Sicherheit ist das Ziel internationaler Orga-
nisationen und internationaler Regime; aber 
globale Sicherheit, so scheint es, hat noch kei-

17 ❙ 	Vgl. Helga Haftendorn/Robert Keohane/Celeste 
Wallander (eds.), Imperfect Unions. Security Institu-
tions over Time and Space, Oxford 1999.

nen institutionellen Träger gefunden. Zwar 
liegt es nahe die VN für globale Sicherheit zu-
ständig zu halten, zumal der Begriff auch in 
ihrem Rahmen propagiert worden ist. Doch 
sind ihre Ressourcen bekanntermaßen be-
grenzt, so dass Anspruch und Wirklichkeit 
deutlich auseinander klaffen.

Der Effekt, der dabei auftritt, kann als Ver-
antwortungsdiffusion beschrieben werden, 
ein Phänomen, das in der Organisationsso-
ziologie mit Kompetenzüberschneidungen 
und der Inkongruenz von Rolle und Aufga-
be einer Organisation erklärt wird. Dabei 
kommt es trotz einer im Prinzip hinreichen-
den Zahl zuständiger Akteure zu Situationen, 
in denen offensichtlich notwendige Aufgaben 
und Verantwortlichkeiten nicht wahrgenom-
men werden. So könnte man die lange Un-
tätigkeit der internationalen Gemeinschaft 
angesichts der Konflikte im ehemaligen Ju-
goslawien auf den so genannten bystander ef-
fect zurückführen, der nicht nur in der inter-
institutionellen Konkurrenz zwischen VN, 
NATO, OSZE und EU, sondern auch dem 
Missverhältnis von institutioneller Kompe-
tenzbehauptung und Verantwortungsüber-
nahme begründet lag. In dem Maße, in dem 
sich viele Akteure „im Prinzip“ zuständig 
fühlen, steigt auch die Neigung, kostspielige 
Entscheidungen auf andere abzuwälzen.

Einen solchen Effekt kann man auch bei 
internationalen Friedenseinsätzen nachwei-
sen. Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts 
war die Zahl der VN-Friedenseinsätze zu-
nächst schlagartig gestiegen. Das lag nicht 
zuletzt daran, dass sich die informelle Natur 
des peacekeeping als flexibel genug erwies, um 
an die neuen Bedingungen angepasst zu wer-
den. Relativ schnell wurde jedoch deutlich, 
dass die VN aus finanziellen und organisato-
rischen Gründen nicht in der Lage sein wür-
de, immer mehr und immer umfangreichere 
Friedensmissionen durchzuführen. Aus die-
sem Grund sollten zunehmend Regionalorga-
nisationen in die Verantwortung genommen 
und in die Lage versetzt werden, Friedens-
missionen selbstständig durchzuführen und 
in einem kosmopolitischen Sinne die Human-
security-Agenda der VN zu stärken. ❙18 Der Er-

18 ❙ 	Vgl. Tom Woodhouse/Oliver Ramsbotham, Cos-
mopolitan Peacekeeping and the Globalization of Se-
curity, in: International Peacekeeping, 12 (2005) 2, 
S. 139–156.
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folg dieser Regionalisierung des peacekeeping 
ist jedoch zwiespältig. Einerseits ist die Kri-
senreaktionsfähigkeit einiger Regionalorga-
nisationen gestärkt worden. Andererseits ist 
die Bereitschaft, diese Fähigkeiten konstruk-
tiv einzusetzen kaum gewachsen, weil insti-
tutionelle Zuständigkeiten und geografische 
Verantwortlichkeiten ungeklärt blieben, wie 
etwa das Nichteingreifen der ASEAN in Ost-
Timor zeigte. Theoretisch böte das Konzept 
der Subsidiarität hier ein Mittel, die Verant-
wortlichkeiten räumlich zu differenzieren. 
Doch solange das Verhältnis von nationaler, 
regionaler, internationaler und globaler Si-
cherheit nicht interinstitutionell geklärt ist, 
droht das Konzept „globaler Sicherheit“ an 
einer institutionalisierten Verantwortungs
losigkeit zu scheitern.

Von der Bedrohungsabwehr  
zur Risikovorsorge

Die vierte und vielleicht folgenreichste Di-
mension der Ausdehnung des Sicherheitsbe-
griffs betrifft die Art und Weise, wie Gefahr 
verstanden und Unsicherheit konzeptualisiert 
wird. Traditionell werden Sicherheitsproble-
me als Bedrohungen wahrgenommen und auf 
der Grundlage relativ sicheren Wissens über 
feindliche Akteure, ihre Absichten und ihre 
Militärpotenziale eingeschätzt. So war es pa-
radigmatisch während des Kalten Kriegs, 
als sich Ost und West bis an die Zähne be-
waffnet gegenüberstanden. Dieses Konzept 
von (Un-)Sicherheit wurde allerdings prob-
lematisch, als in den 1970er Jahren diffuse-
re Gefahren für das Wohlergehen der Gesell-
schaften wahrgenommen wurden. In Zeiten 
wachsender gesellschaftlicher und ökonomi-
scher Interdependenz musste man feststellen, 
dass ernsthafte Gefahren nicht notwendiger-
weise feindliche Akteure und militärische Ka-
pazitäten voraussetzen. Unsicherheit musste 
dementsprechend anders konzeptionalisiert 
werden, zum Beispiel als „Verwundbarkeit“ 
gegenüber externen Effekten (externalities), 
was immer ihre Ursachen sein mochten. Da-
mit erweiterte sich der Fokus der Sicherheits-
debatte über die Bekämpfung der Stärken des 
Gegners hinaus auf die Reduzierung der eige-
nen vermeintlichen Schwächen.

Ein weiterer Schritt zur Ausweitung des 
Gefahrenspektrums – und folglich des Sicher-
heitsbegriffs – ist die Bezeichnung von Sicher-

heitsproblemen als „Risiken“ nach dem Ende 
des Kalten Kriegs. ❙19 Die klare und gegenwär-
tige Bedrohung eines sowjetischen Angriffs 
ist unklaren und zukünftigen „Risiken und 
Herausforderungen“ gewichen. Die Verbrei-
tung von Massenvernichtungswaffen, trans-
nationaler Terrorismus, organisierte Krimi-
nalität, Umweltzerstörung und viele andere 
Probleme werden als nationale, internationale 
und globale Sicherheitsrisiken diskutiert. Was 
sie eint, ist ihre relative Unbestimmtheit.

Warum ist dieser Begriffswandel so bedeut-
sam? Weil mit ihm existenzielle Gefahren in 
den Blick geraten, die noch gar keine sind, die 
aber die Möglichkeit haben, welche zu wer-
den. Mit dieser ultimativen Ausdehnung des 
Unsicherheitsverständnisses auf Ungewis-
ses (uncertainties) verändern sich die Anfor-
derungen an die Sicherheitspolitik abermals. 
Denn wenn Sicherheitspolitik Risiken begeg-
nen soll, kann sie nicht länger reaktiv bleiben 
wie während des Kalten Kriegs, sondern muss 
proaktiv werden und Gefahren identifizieren, 
bevor sie sich zu Bedrohungen auswachsen.

Proaktive Sicherheitspolitik kann sich da-
bei entweder auf die Ursachen oder die Ef-
fekte von Risiken richten, also vorbeugend 
oder vorsorgend sein. Vorbeugende – oder 
präventive – Sicherheitspolitik zielt darauf, 
dass ein ungewisser Schaden nicht eintritt. 
Vorsorgende – präkautive – Sicherheits
politik ist demgegenüber darauf gerichtet, 
die Auswirkungen des Schadens zu mini-
mieren, falls sich der Schadensfall nicht ver-
hindern lässt. Vorbeugende und vorsorgende 
Sicherheitspolitik können wiederum mit di-
plomatischen Mitteln oder mit militärischem 
Zwang betrieben werden und so ergeben sich 
vier idealtypische Strategien proaktiver Si-
cherheits- oder besser: Risikopolitik.

Hier ist nicht der Ort, auf die Möglichkei-
ten und Grenzen proaktiver Sicherheitspoli-
tik einzugehen. ❙20 Wichtig ist aber zu betonen, 
dass mit der Wendung zum Risiko nicht nur 
der vorläufige Höhepunkt der Erweiterung 
des Sicherheitsbegriffs erreicht ist, sondern 

19 ❙ 	Vgl. Christopher Daase/Susanne Feske/Ingo Pe-
ters (Hrsg.), Internationale Risikopolitik, Baden-Ba-
den 2002, S. 9–35.
20 ❙ 	Vgl. Christopher Daase/Cornelius Friesendorf 

(eds.), The Unintended Consequences of Security 
Governance, London 2010.
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sich auch die liberale Definition von Sicherheit 
im politischen Diskurs endgültig durchgesetzt 
hat. Denn Risiken beziehen sich nicht nur wie 
Bedrohungen auf territorialstaatlich begrenz-
te Räume oder wie Verwundbarkeit auf kol-
lektive Güter, sondern auf die natürlichen und 
gesellschaftlichen Funktionszusammenhänge, 
in die jedes Individuum existenziell eingebun-
den ist. Insofern gipfelt hier die säkulare Dis-
soziation von Staat und Gesellschaft in einem 
Sicherheitsverständnis, das konzeptionell de-
nationalisiert und ideell globalisiert ist.

Die Erweiterung des Sicherheitsverständ-
nisses auf die Reduzierung internationa-
ler Risiken erfordert eine Politik, die aktiver 
und offensiver ist als eine Politik, die auf Si-
cherheitsbedrohungen antwortet und eine, 
die über die Reduzierung eigener Verwund-
barkeit hinausgeht und die Ursachen der Ge-
fahr angreift. Ein gutes Beispiel dafür ist die 
Antiterrorstrategie der USA. Um das Risiko 
des Terrorismus – insbesondere des Nuklear-
terrorismus – zu reduzieren, ist eine proak-
tive Sicherheitspolitik entwickelt worden, die 
diplomatische Präventivmaßnahmen ebenso 
vorsieht wie präventive Kriegführung. In der 
Nationalen Sicherheitsstrategie von 2002 hieß 
es programmatisch: „Die Vereinigten Staaten 
haben sich seit langem die Option präempti-
ver Aktionen offen gehalten, um gegen eine 
hinlängliche Bedrohung vorzugehen. Je grö-
ßer die Bedrohung, desto größer ist das Ri-
siko der Untätigkeit – und desto zwingender 
die Notwendigkeit, antizipatorische Maß-
nahmen zu unserer Verteidigung zu ergrei-
fen, selbst wenn eine Ungewissheit hinsicht-
lich der Zeit und des Orts des gegnerischen 
Angriffs bestehen bleibt. Um solche feindli-
chen Akte durch unsere Gegner zu verhindern 
oder ihnen zuvorzukommen, werden die Ver-
einigten Staaten, wenn notwendig, präemptiv 
handeln“. ❙21 Der Irakkrieg 2003 war in diesem 
Sinne ein angekündigter Krieg, nur dass es 
sich nicht um einen präemptiven, sondern um 
einen präventiven Krieg handelte.

Und genau hier liegt die Problematik pro-
aktiver Sicherheitspolitik, die dadurch, dass 
sie früher zu einem Eingreifen gezwungen ist 
als reaktive, die normativen Grundlagen tra-
ditioneller Sicherheitspolitik verlässt – na-
tional wie international. Denn eine Politik, 

21 ❙ 	The National Security Strategy of the United Sta-
tes of America, Washington DC 2002, S. 15.

die auf Risiken fokussiert und vom Abwehr- 
zum Präventionsparadigma übergeht, erfor-
dert neue politische und rechtliche Rahmen-
bedingungen mit denen traditionelle Rechte 
außer Kraft gesetzt werden. Innenpolitische 
Grundrechte sind zunächst als Freiheits- und 
Abwehrrechte gegenüber dem Staat konzi-
piert. Mit dem Übergang zum Präventions-
paradigma, so plausibel es zunächst klingt, 
werden diese Grundrechte jedoch zur Recht-
fertigung für das vorbeugende und vorsorgli-
che Eingreifen auch in bürgerliche Freiheits-
rechte. Damit werden Grundfreiheiten und 
Abwehrrechte gegenüber dem Staat „in pri-
märe Schutzpflichten des Staates und damit 
in Eingriffsermächtigungen umgedeutet“. ❙22 
Die feine Grenze zwischen Rechtsstaat und 
Präventionsstaat werde überschritten: „Bei-
de gehorchen den Regeln jeweils spezifischer 
Funktionslogiken, jener denen der Freiheit 
und der Autonomie, dieser denen der Sicher-
heitsmaximierung und der instrumentellen 
Effizienz.“ ❙23 Diese Präventionspolitik gegen 
Individuen findet ihre Entsprechung auf in-
ternationaler Ebene im Sicherheitsrat, der mit 
dem Counter-Terrorism-Committe (CTC) ein 
Instrument geschaffen hat, das gezielte Sank-
tionen gegen Individuen aussprechen kann. 
Das Al-Qaeda/Taliban Sanctions Committee 
(1267-Ausschuss) hat in diesem Rahmen Fi-
nanzmittel von Personen, die Al-Qaida oder 
der Taliban nahestehen, eingefroren, ohne 
dass gegen diese Entscheidung Rechtsmit-
tel eingelegt werden könnten. Diese gezielten 
Sanktionen richten sich folglich nicht mehr 
gegen Staaten, sondern gegen Individuen und 
drohen daher, grundlegende Menschenrech-
te zu unterlaufen, sofern keine Überprüfung 
und rechtliche Kontrollen vorgesehen sind.

Schließlich wird das Argument, dass zur 
Vorbeugung vor Risiken traditionelle Frei-
heitsrechte kontraproduktiv sind, auch in 
der internationalen Politik verwendet. An-
gesichts asymmetrischer Kriegführung und 
des Risikos, dass transnationale Terrororga-
nisationen in den Besitz von Nuklearwaffen 
gelangen könnten, sei das bestehende Völ-

❙22  Erhard Denninger, Prävention und Freiheit. Von 
der Ordnung der Freiheit, in: Stefan Huster/Karsten 
Rudolf (Hrsg.), Vom Rechtsstaat zum Präventions-
staat, Frankfurt/M. 2008, S. 95.
❙23  Ders., Freiheit durch Sicherheit? Anmerkungen 
zum Terrorismusbekämpfungsgesetz, in: APuZ, 
(2002) 10–11, S. 23.
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kerrecht geradezu dysfunktional. ❙24 Traditio-
nelle Souveränitätsrechte dürften nicht dazu 
führen, dass sich Risiken – schon gar nicht 
die Risiken des Nuklearterrorismus – po-
tenzierten. Unter bestimmten Bedingungen 
könnte es deshalb notwendig sein, die strik-
ten Grenzen des Völkerrechts zu lockern und 
den antizipatorischen Gebrauch militärischer 
Gewalt zu gestatten. ❙25 Unter der Maßgabe si-
cherheitspolitischer Risikovorsorge wäre also 
eine präventive Interventionspolitik nicht nur 
gestattet, sondern geradezu geboten.

Ansprüche und Ressourcen 
demokratischer Sicherheitspolitik

Das Argument dieses Beitrags ist nicht, dass 
es nicht neue, ernstzunehmende Gefahren 
gäbe, auf welche die Sicherheitspolitik reagie-
ren muss; es ist auch nicht, dass sich die Si-
cherheitspolitik auf die traditionellen Aufga-
ben militärischer Verteidigung zurückziehen 
sollte. Das Argument ist vielmehr, dass die 
Wahrnehmung dessen, was als Gefahr ange-
sehen wird, von einem sich stetig verstärken-
den Sicherheitsbedürfnis der Gesellschaft und 
dem sich beständig ausweitenden Sicherheits-
versprechen des Staates geprägt wird. Daraus 
ergibt sich ein Wandel der Sicherheitskultur, 
der sich an der sukzessiven Erweiterung des 
Sicherheitsbegriffs ablesen lässt. Noch sind 
die Mechanismen dieses Wandels nicht ge-
nau erforscht, ❙26 aber schon jetzt lässt sich zei-
gen, dass der Wandel der Sicherheitskultur 
nicht nur zu institutionellen Veränderungen 
und rechtlichen Verwerfungen in der Sicher-
heitspolitik führt, sondern generell staatliche 
Sicherheitsorgane und internationale Sicher-
heitsinstitutionen zu überfordern beginnt. 
Wie zukünftig Ansprüche und Ressourcen der 
Sicherheitspolitik in ein vertretbares Verhält-
nis gesetzt werden können, ist eine der großen 
Zukunftsfragen der Sicherheitsforschung und 
einer demokratischen Sicherheitspolitik.

24 ❙ 	Vgl. Herfried Münkler, Asymmetrie und Kriegs-
völkerrecht, in: Die Friedens-Warte, 81 (2006) 2, 
S. 59–65.
25 ❙ 	Vgl. ausführlich Michael Doyle, Striking First. 

Preemption and Prevention in International Conflict, 
Princeton 2008.
26 ❙ 	Dieser Frage ist ein Forschungsprojekt an der Goe-

the-Universität Frankfurt gewidmet, online www.
sicherheitskultur.org (22. 11. 2010).
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Drohnenkrieg:  
Die konsequente 
Fortsetzung der  
westlichen Revolution  
in Military Affairs

Spätestens mit dem Rücktritt von Donald 
Rumsfeld als Verteidigungsminister der 

USA im Dezember 2006 schien die vor allem 
von den USA voran-
getriebene Revoluti-
on in Military Affairs 
(RMA), also das Stre-
ben nach Hightech-
Waffensystemen und 
die umfassende Vernet-
zung dieser Waffen mit 
modernster Informa-
tionstechnologie, ihr 
Ende gefunden zu ha-
ben. So sehr sich ameri-
kanische Hochtechno-
logie in den zwischen-
staatlichen Kriegen ge-
gen den Irak, Serbien 
und Afghanistan aus 
militärischer Sicht be-
währt hatte, so wenig 
schienen die neuarti-
gen Waffensysteme für 
asymmetrische Guerilla-Kriege geeignet. Boots 
on the ground, also Bodentruppen schienen die 
Lösung zu sein, mit der westliche Staaten die 
Situation im Irak und in Afghanistan wieder 
unter Kontrolle bekommen wollten, das Stre-
ben nach umfassenden Hightech-Armeen 
schien für die neuen asymmetrischen Szenari-
en der vermeintlichen Nachkriegszeit nicht ge-
eignet. Allerdings zeigt sich aktuell, dass sich 
zentrale Elemente der RMA und der Gedan-
ke einer über Informationstechniken (IT) ver-
netzten Kriegsführung inzwischen vom zwi-
schenstaatlichen Szenario emanzipiert haben. 
Sie werden auch für die Aufstandsbekämpfung 
(counter insurgency) oder die Terroristenjagd 
als zentrale Erfolgsrezepte angesehen. Mit dem 
rasant ansteigenden Einsatz zunehmend auch 
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	 3–7 Die „globale Null“ für Atomwaffen
Die Krise des nuklearen Nichtverbreitungsregimes besteht fort. Das Ziel einer 
Welt ohne Kernwaffen ist daher sinnvoll. Kreative Lösungen wie die internatio-
nale Zusammenarbeit bei der Raketenabwehr sind erforderlich.

Christopher Daase

 9–16 Wandel der Sicher heits kultur
Die Wahrnehmung dessen, was als Gefahr angesehen wird, wird von einem sich 
stetig verstärkenden Sicherheitsbedürfnis der Gesellschaft und den sich beständig 
ausweitenden Sicherheitsversprechen des Staates geprägt. 
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	16–23 Fortsetzung der Revolution in Military Affairs 
Westliche Staaten rüsten ihre Armeen immer häufiger mit modernsten Hightech-
Waffensystemen aus. Dabei steht der Wunsch, eigene Verluste zu vermeiden, im 
Vordergrund. Der Ansatz birgt auch Gefahren, die oft heruntergespielt werden.

Johannes Varwick

 23–29 Das neue strategische Konzept der NATO 
Nach intensiven Richtungsdebatten liegt nun eine Blaupause für die NATO vor. 
Ob diese Blaupause trägt, hängt aber weniger vom Text, sondern mehr vom Willen 
der Mitgliedstaaten ab, sich aktiv an der Umsetzung der Beschlüsse zu beteiligen.
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 31–37 Afrikanische Friedens- und Sicherheitsarchitektur
Seit 2004 hat sich die Sicherheitskooperation in Afrika intensiviert und institutiona-
lisiert. Trotz Fortschritten leidet die Sicherheitsarchitektur am mangelnden politi-
schen Willen ihrer Mitglieder und der starken Abhängigkeit von auswärtiger Hilfe.
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 37–43 Diplomatischer Erfolg? Die Raketenabwehrpläne der USA
US-Präsident Obama hat die Raketenabwehrpläne der USA modifiziert. Durch 
die stärkere Einbeziehung der NATO-Mitglieder und Russlands konnte eine 
breitere Unterstützung für die Abwehrpläne gewonnen werden.

Gitti Hentschel 

 43–46 Sicherheitspolitik braucht Geschlechteranalysen
Die Verschiebung von Geschlechterbeziehungen in einer Gesellschaft und die 
Gefährdung traditioneller Geschlechteridentitäten kann im Zusammenspiel mit 
anderen Faktoren das Risiko für bewaffnete Konflikte steigern.
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